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Das Hickhack um Strukturprüfungen

Voraussetzung, um bestimmte Leistungen abrechnen zu 
können, ist die erfolgreiche Prüfung von Strukturmerkma-
len der sogenannten „abrechnungsrelevanten OPS-Kodes“ 
gemäß § 275d SGB V. „OPS“ ist der Operationen- und Proze-
durenschlüssel, um Operationen, Prozeduren und allgemein 
medizinische Maßnahmen zu klassifizieren, zu verschlüs-
seln und letztlich abzurechnen. Die Strukturmerkmale be-
treffen beispielsweise die Ausbildung von Ärztinnen und 
Ärzten oder des Pflegepersonals für eine bestimmte me-
dizinische Behandlung oder die Frage, ob ein bestimmter 
Therapiebereich (wie Physiotherapie) dafür vorhanden ist. 
Die neue Regelung des § 275d SGB V wurde mit dem MDK-
Reformgesetz zum 1. Januar 2020 eingeführt und sollte erst-
malig im Jahr 2021 greifen. Das hätte bedeutet, dass Kran-
kenhäuser im Jahr 2020 eine prospektive – in die Zukunft 
gerichtete – Strukturprüfung anhand einer vom MD-Bund 
zu erlassenen Strukturprüfungs-Richtlinie (StrOPS-RL) 
für das Jahr 2021 durchlaufen sollten und die relevanten 
Strukturmerkmale durch den MD geprüft werden. Haben 
Krankenhäuser diese Prüfung bestanden, erhalten sie eine 
positive Bescheinigung vom MD und dürfen die Leistungen 
abrechnen. Das COVID-19-Krankenhausentlastungsgesetz 
verschob die Strukturprüfungen jedoch um ein Jahr. Dies 
führte dazu, dass auch die StrOPS-RL zunächst nicht wie 
geplant erlassen wurde. 

Problematisch wurde die Verschiebung dadurch, dass Kran-
kenhäuser OPS-Kodes, die bereits erbracht wurden, bis zum 
30. Juni 2021 zur Prüfung beantragen sollten. Die dafür er-
forderliche StrOPS-RL wurde seitens des Bundesministe-
riums für Gesundheit (BMG) jedoch erst am 20. Mai 2021 ge-
nehmigt und am 27. Mai 2021 vom MD-Bund veröffentlicht. 
Erst ab diesem Zeitpunkt kannten Krankenhäuser konkret 
den Prüfungsablauf und die zum Nachweis vorzulegenden 
Unterlagen. Da für die Prüfung sehr umfangreiche Unter-
lagen bei sehr kurzen Übermittlungsfristen zusammenzu-
stellen sind, sahen viele Krankenhäuser das als nicht leist-
bar an. Sie fühlten sich erheblich unter Druck gesetzt. Auf 
Betreiben der DKG konnte die Frist zur Beantragung der 
Prüfung jedoch bis zum 15. August 2021 verlängert werden, 
ohne dass Krankenhäusern Nachteile im Hinblick auf die 
Zahlung der Vergütung im Jahr 2022 entstehen sollten.

 
 
Zu einer weiteren Verschiebung – dieses Mal bei dem Ver-
sand der Bescheide – kam es aufgrund eines vom MD-Bund 
herausgebenden „Begutachtungsleitfadens“ und verschie-
dener Unstimmigkeiten bei der Auslegung der OPS-Kodes. 
Da das BMG das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medi-
zinprodukte (BfArM) angewiesen hatte, rückwirkende Klar-
stellungen in den OPS-Kodes vorzunehmen, wurden keine 
hiervon betroffenen Bescheide durch die MDen an die Kran-
kenhäuser versandt. Die Klarstellungen des BfArM folgten 
im Oktober 2021 und galten rückwirkend ab 1. Januar 2021.

Neue Prüfverfahrensvereinbarung ab 1. Januar 2022

Die Abrechnungen von Krankenhäusern werden im Einzel-
fall ebenfalls vom MD geprüft. Dies erfolgt anhand der 
zwischen DKG und GKV-SV vereinbarten PrüfvV, die hierfür 
Frist- und Verfahrensregelungen vorgibt. Durch verschiede-
ne Neuregelungen infolge des MDK-Reformgesetzes in den 
hierfür entscheidenden Regelungen in § 275c SGB V und  
§ 17c Abs. 2 KHG wurde auch eine Anpassung der PrüfvV  
erforderlich. 

Die Corona-Pandemie verzögerte jedoch die dafür notwen-
digen Verhandlungen zwischen GKV-SV und der DKG, be-
vor die Verhandlungen Anfang 2021 aufgrund inhaltlicher 
Differenzen ganz scheiterten. Folge: Festsetzung durch die 
Schiedsstelle.

Am 22. Juni 2021 setzte die Schiedsstelle nach § 18a Abs. 6 
KHG die überarbeitete Fassung der PrüfvV fest. Diese trat 
zum 1. Januar 2022 in Kraft. Neben Änderungen im Ver-
fahrensablauf (beispielsweise bei Fristen, Unterlagen-
übermittlung, Rechnungskorrektur, Aufrechnung) wurden 
insbesondere Regelungen zur Durchführung des neuen, 
einzelfallbezogenen Erörterungsverfahrens getroffen. Das 
Erörterungsverfahren soll für Behandlungsfälle ab 1. Januar 
2022 vor Erhebung einer Klage zwischen Krankenhaus und 
Krankenkasse durchgeführt, der einzelne Abrechnungsfall 
also im Vorfeld erörtert werden. Hinsichtlich der im Raum 
stehenden Präklusionswirkung (Ausschluss von Unterlagen 
im späteren Gerichtsverfahren) kommt dem Erörterungs-
verfahren damit eine herausragende Rolle zu. 

Der damalige Bundesgesundheitsminister Jens Spahn 
beim Krankenhausgipfel 2021

Die DKG-Kampagne sorgte auch im Berliner Bahnhof für Furore 
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Streitfall Prüfquote: Krankenkassen widersetzen 
sich der BMG-Klarstellung

Das MDK-Reformgesetz traf in § 275c Abs. 2 S. 6 SGB V eine 
bemerkenswerte Regelung: Demnach sind Krankenkassen 
berechtigt, auch nach Erreichen der Prüfquote vor Ende 
eines Quartals weitergehende MD-Prüfungen im Kranken-
haus durchführen zu lassen. Voraussetzung: Der Anteil un-
beanstandeter Abrechnungen eines Krankenhauses liegt 
unterhalb von 20 Prozent, oder es besteht begründeter Ver-
dacht einer systematisch überhöhten Abrechnung. Im Lau-
fe des Jahres 2021 war festzustellen, dass Krankenkassen 
von der Ausnahmeregelung durchaus Gebrauch machten. 
Das war nach Auffassung von DKG und KGNW unzulässig. 
Die DKG bat daher das BMG um eine Klarstellung, dass die-
se Ausnahmeregelung erst mit Eingreifen der quartalsbezo-
genen, variablen Prüfquote – also ab 2022 – ziehe. Das BMG 
schloss sich der Auffassung der Krankenhausgesellschaft 
an. Das Überschreiten der gesetzlichen Prüfquote von 12,5 
Prozent im Jahr 2021 – gestützt auf die Ausnahmevorschrift 
des § 275c Abs. 2 S. 6 SGB V – sei rechtswidrig. Die Kranken- 
kassen widersetzten sich jedoch in der Praxis zum Teil die-
ser Einschätzung des Bundesministeriums. Daraufhin in-
formierte die DKG den MDS über das Schreiben des BMG. 
Zudem forderte sie den MDS auf, darauf hinzuwirken, dass 
Prüfungen, die die zulässige Prüfquote überstiegen, konse-
quent vom MD zurückgewiesen würden. Dieses Vorgehen 
lehnte der MDS ab. Da jedoch auch DKG/KGNW an ihrer 
Auffassung festhalten, wurde den Krankenhäusern unter 
anderem empfohlen, sich mit dem MD und der zuständigen 
Aufsichtsbehörde (hier Ministerium für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales) in Verbindung zu setzten. 

Prüfung der Einhaltung der Notfallstrukturen:  
MD-Qualitätskontroll-Richtlinie ergänzt

Am 17. Dezember 2020 beschloss der Gemeinsame Bundes-
ausschuss (G-BA) eine Ergänzung der MD-Qualitätskontroll- 
Richtlinie (MD-QK-RL), um die Einhaltung der Mindestvor-
gaben der Notfallstrukturen zu kontrollieren. Die Kontrolle 
erfolgt auch hier wieder durch den MD. Anhaltspunkte für 
die Beauftragung einer Kontrolle seitens der Krankenkassen 
können unter anderem Erkenntnisse aus den Abrechnungs-
prüfungen nach § 275c SGB V und Berichte Versicherter 
sein. Kontrollen erfolgen zudem aufgrund von Stichproben 
in den Kalenderjahren 2021 bis 2025 jeweils in Höhe von 
20 Prozent der Grundgesamtheit aller Standorte, die Leis-
tungen der Notfallversorgung gemäß den Regelungen zu 
den Notfallstrukturen erbringen. Im Oktober/November 
2021 verschickte der Medizinische Dienst die ersten Kont-
rollberichte auf Basis von Stichprobenprüfungen an Kran-
kenhäuser. Häufiger Streitpunkt war hier die 30-minütige 
Verfügbarkeit von Ärztinnen und Ärzten, die dann zu einer 
Negativbeurteilung durch den MD führte. 

Die Folgen der Nichteinhaltung von Qualitätsanforde-
rungen sind jedoch nicht in der MD-QK-RL selbst geregelt, 
sondern in der sogenannten „Qualitätsförderungs- und 
Durchsetzungs-Richtlinie“ (QFD-RL) des G-BA zu finden. Die 
QFD-RL legt in grundsätzlicher Weise ein gestuftes System 
von Folgen fest. Welche konkreten Folgen es hat, wenn 
Qualitätsanforderungen nicht eingehalten werden, regeln 
die jeweiligen Richtlinien oder Beschlüsse des G-BA. Für die 
G-BA Regelung zu den Notfallstrukturen ist diese Konkreti-
sierung noch nicht erfolgt – bis dahin gelten die bisherigen 
Folgen. Dies kann für Krankenhäuser erhebliche Probleme 
bei der Budgetvereinbarung oder die Rückforderung von 
Vergütungen bedeuten.

 
Bei seltenen und komplexen Krankheiten: Ambulante spezialfachärztliche  
Versorgung

Die Ambulante Spezialfachärztliche 
Versorgung (ASV) nach §116b SGB V 
stellt ein Behandlungsangebot für 
Patientinnen und Patienten mit sel-
tenen oder komplexen Krankheiten 
dar. Um die bestmögliche Versor-
gung zu gewährleisten, sieht die ASV 
eine Kooperation von Ärztinnen und 
Ärzten aus dem Krankenhaus- und 
dem vertragsärztlichen Bereich vor. 
Der G-BA hat dazu eine Richtlinie er-
arbeitet. Die Selbstverwaltung auf 
Bundesebene klärt Vergütungs- und 
Abrechnungsfragen. Hohe bürokrati-
sche Hürden erschweren den Zugang 
zu dieser Versorgungsform für die 
Leistungserbringer. 

Aktueller Sachstand (neue Be-
schlüsse des G-BA)

Der Gemeinsame Bundesausschuss 
beschloss 2021 weitere erkrankungs-
bezogene Anlagen zur Richtlinie Am-
bulante spezialfachärztliche Versor-
gung nach § 116b SGB V (ASV-RL):

•	 Kopf- oder Halstumoren – in Kraft 
getreten am 6. Mai 2021

•	 Neuromuskuläre Erkrankungen – 
in Kraft getreten am 6. Mai 2021

Des Weiteren passte der G-BA am 18. 
März 2021 die Appendizes (Anlagen mit 
den jeweils erbringbaren Leistungen im 
Rahmen der ASV) an den aktuellen Ein-

heitlichen Bewertungsmaßstab (EBM) 
an und beschloss weitere Änderungen 
in der ASV-RL und ihren Anlagen. In 
Kraft trat das am 7. August 2021. Dabei 
wurde in vielen Anlagen der Behand-
lungsumfang erweitert, außerdem die 
Teamstruktur – etwa in den Anlagen zu 
den gastrointestinalen Tumoren und 
den Tumoren der Bauchhöhle sowie zu 
rheumatologischen Erkrankungen – an-
gepasst. Bei den rheumatologischen 
Erkrankungen strich der G-BA auf der 
Ebene der hinzuzuziehenden Fach-
arztgruppen die Frauenheilkunde und 
Geburtshilfe sowie Urologie ohne Über-
gangsfrist mit Inkrafttreten des Be-
schlusses. Bei den gastrointestinalen 
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Tumoren und Tumoren der Bauchhöhle 
wurde die Fachgruppe Innere Medizin 
und Endokrinologie und Diabetologie 
aus der Ebene der Hinzuzuziehenden 
in das Kernteam verschoben. Hier hat-
ten betroffene Teams jedoch bis zum  
1. Januar 2022 Zeit, diese Anpassung 
umzusetzen.

2021 liefen die Übergangsfristen für 
Altbestimmungen einiger Erkran-
kungsbereiche aus:

•	 Rheumatologische Erkrankungen 
(Kinder und Erwachsene) am 18. 
April 2021

•	 Urologische Tumoren am 25. April 
2021

•	 Morbus Wilson am 11. April 2021

•	 Ausgewählte seltene Lebererkran-
kungen (Versorgung von Patienten 
mit biliärer Zirrhose, primär sklero-
sierender Cholangitis und Autoim-
munhepatitis) am 15. August 2021

Bei fortbestehendem Interesse, sol-
che ambulanten Leistungen zu er-
bringen, mussten Krankenhäuser 
eine Anzeige gegenüber dem jeweils 
zuständigen erweiterten Landesaus-
schuss stellen.

Aktueller Umsetzungsstand (Tä-
tigkeit der erweiterten Landes-
ausschüsse in NRW)

Die KGNW prüfte 2021 in ihrem zu-
ständigen Referat „Recht und Per-
sonal“ über 400 eingegangene Neu- 
oder Änderungsanzeigen. Das waren 
knapp 100 mehr als im Vorjahr. Die 
Gründe sind vielschichtig. So sind 
etwa einige Erkrankungsbereiche in 
die ambulante spezialfachärztliche 
Versorgung überführt worden, zudem 
hat sich die personelle Zusammen-
setzung der ASV-Teams geändert. 
Darüber hinaus steigt der Umfang der 
Änderungsanzeigen, da immer mehr 
Großkrankenhäuser und Universitäts-
kliniken mit großen ASV-Teams ihre 
Teilnahme an der ASV anzeigen und 
die Krankenhäuser Mehrfachbenen-
nungen vornehmen. So wollen sie 
durchgehend vollständige ASV-Teams 
sicherstellen und den nachträglichen 
administrativen Aufwand reduzieren. 
Damit folgen sie einer KGNW-Emp-
fehlung.

Die Anzeigen wurden 2021 durch die 
beiden Entscheidungsausschüsse 

der jeweiligen Landesteile – die ver-
kleinerten Gremien der erweiterten 
Landesausschüsse – bis auf eine On-
line-Sitzung im schriftlichen Umlauf-
verfahren beschieden.

Beratungen und Konkretisierun-
gen in der Selbstverwaltung

Die Geschäftsordnung im erweiter-
ten Landesausschuss Nordrhein än-
derte sich, die KGNW begleitete den 
Vorgang. Der Ausschussvorsitzen-

de darf nun bei einfach gelagerten  

Änderungsanzeigen ohne Mitwirkung 

des Entscheidungsausschusses selbst 

über diese entscheiden (im Jahr 2021 

bereits 62 Fälle – Stand: 31. Dezem-

ber 2021). Das reduzierte den Ver-

waltungsaufwand sowohl in der Ge- 

schäftsstelle des erweiterten Landes-

ausschusses Nordrhein als auch bei 

den Mitgliedern des Entscheidungs-

ausschusses.

G-BA-Beschlüsse zur ASV berechtigte Teams Beschlüsse zu Anzeigen
Beschlüsse 

des Vor-
sitzenden

G-BA- 
Anlage Erkrankungsbild
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1.1a  
(TG 1)

Gastrointestinale 
Tumoren + Tumoren 

der Bauchhöhle

26.07.2014
55 32 23 40 224 35 277 18 0

[25.07.2017]

1.1a  
(TG 2)

Gynäkologische 
Tumoren

10.08.2016
42 20 22 26 116 22 130 17 0

[09.08.2019]

1.1a  
(TG 3)

Urologische Tumoren
26.04.2018

25 16 9 17 43 10 36 7 0
[25.04.2021]

1.1a  
(TG 4)

Hauttumoren
11.05.2019

2 3 1 3 4 1 2 1 0
[10.05.2022]

1.1a  
(TG 5)

Tumoren der Lunge 
und des Thorax

07.04.2020
10 6 4 10 11 5 10 4 0

[06.04.2023]

1.1a  
(TG 5)

Kopf- oder Hals- 
tumoren

05.06.2021
0 1 0 1 0 0 0 0 0

[05.05.2024]

1.1b
Rheumatologische 

Erkrankungen

19.04.2018
13 6 7 6 30 7 46 6 0

[18.04.2021]

2a
Tuberkulose und 

atypische Mykobac-
teriose

24.04.2014
16 9 7 13 10 7 24 0 0

[23.04.2017]

2b Mukoviszidose
18.03.2017

5 4 1 5 14 1 0 2 0
[17.03.2020]

2c Hämophilie
04.07.2019

0 0 0 0 0 0 0 0 0
[03.07.2022]

2d
Neuromuskuläre 

Erkrankungen

06.05.2021
0 0 0 0 0 0 0 0 0

[05.05.2024]

2e
schw. immunologi-

sche Erkrankungen – 
Sarkoidose

07.04.2020
8 5 3 5 4 3 2 4 0

[06.04.2023]

2h Morbus Wilson
12.06.2018

1 0 1 0 0 1 1 0 0
[11.06.2021]

2k Marfan Syndrom
30.06.2015

2 1 1 1 7 1 2 1 0
[29.06.2018]

2l
Pulmonale Hyper-

tonie
01.06.2016 

[31.05.2019]
14 6 8 6 17 10 34 1 0

2o Ausgewählte seltene 
Lebererkrankungen 

16.08.2018 

[15.08.2021]
2 1 1 2 0 1 1 1 0

Stand
31.12.21 NRW gesamt

197 110 88 135 480 104 565 62

Neuanzeigen 
239

Änderungsanzeigen
1045 62

Übersicht ASV-Anzeigeverfahren in Nordrhein und Westfalen-Lippe
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Wahlleistung oder Nicht-Wahlleistung? Der Test-Fall

Kein Cookie ohne Einwilligung

Entlassmanagement: Wie geht es nach dem Krankenhausaufenthalt weiter?

Für Krankenhäuser ergeben sich im Wahlleistungsbereich 
besondere rechtliche Herausforderungen. Das gilt beson-
ders bei der Gestaltung von Wahlleistungsvereinbarungen, 
bei Stellvertreterregelungen (wenn beispielsweise eine 
von einer Patientin oder einem Patienten gewünschte 
Wahlleistung „Chefarztbehandlung“ durch dessen Stellver-
treterin oder Stellvertreter erbracht wird) sowie bei der
Liquidation wahlärztlicher Leistungen.

Dies zeigte sich 2021 auch während der Corona-Pandemie. 
Ist die Abrechnung von Coronatests bei Wahlleistungspa-
tientinnen und -patienten auch als wahlärztliche Leistung 
nach § 17 Abs. 3 KHEntgG zu vereinbaren und gesondert zu 
vergüten? Darüber gab es spätestens mit der Schaffung 
einer Abrechnungsmöglichkeit für die Testung von Kran-
kenhauspatientinnen und -patienten auf SARS-CoV-2 im 
Regelleistungsbereich unterschiedliche Auffassungen. Pri-
vate Krankenversicherungen verweigerten in vielen Fällen 
die Erstattung. Die KGNW empfahl, in jedem Einzelfall die 
strenge Einhaltung sämtlicher Voraussetzungen für eine 
wirksame Vereinbarung und mögliche Abrechnung wahl-
ärztlicher Leistungen zu beachten. 

Die EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO),
seit 25. Mai 2018 in Deutschland unmittel-
bar gültig, und die entsprechende sukzes-
sive Anpassung des Bundes- und Landes-
rechts ließen die Krankenhäuser auch 2021 
nicht los. So ist die Einwilligungspfl icht für
alle technisch nicht notwendigen Cookies
auf Webseiten zum 1. Dezember 2021 auch 
im Telekommunikation-Telemedien-Daten-
schutzgesetz (TTDSG) verankert worden.
Neu geregelt wurde zudem ein eigener
Bußgeldtatbestand. Danach können unzu-
reichende oder fehlende Einwilligungsme-
chanismen mit Geldbußen von bis zu 300.000 
Euro geahndet werden.

Eine Entlassung aus dem Krankenhaus erfordert eine 
gründliche Vorbereitung. Krankenhäuser müssen daher für
Patientinnen und Patienten nach stationärer Behandlung 
ein „Entlassmanagement“ organisieren, wenn die Patientin
oder der Patient darin eingewilligt hat. Dabei werden alle
wichtigen Infos sowie Termine und Leistungen gebündelt
veranlasst, die für die Nachsorge im ambulanten Bereich
wichtig sind. Die Details regelt unter den Vertragspartnern
(DKG, GKV-SV und Kassenärztliche Bundesvereinigung)

ein Rahmenvertrag. Krankenhäuser dürfen sogar – in be-
grenztem Umfang und bei Vorliegen der Voraussetzungen
des Entlassmanagements – Verordnungen ausstellen und
die Arbeitsunfähigkeit bescheinigen.  Sobald sich Gesetze
ändern oder G-BA-Richtlinien zum Entlassmanagement an-
gepasst werden, wird auch der Rahmenvertrag regelmäßig 
aktualisiert – 2021 beispielsweise durch die 4. und 5. Ände-
rungsvereinbarung. Sie enthielt Anpassungen an die G-BA 
Heilmittelrichtlinie und Corona-Sonderregelungen. 

Die Paragrafen-Dschungel-Kliniken

Wie sind Coronatests, wie hier im UK Knappschaftskrankenhaus Bochum, bei Wahlleis-
tungspatientinnen und -patienten abzurechnen?

Möglichkeit der Cookie-Einwilligung auf der Webseite der KGNW unter www.kgnw.de
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Schiedsstellen nach §§ 18, 18 a KHG 

In Nordrhein-Westfalen waren 2021 insgesamt zehn Verfah-
ren anhängig: zwei in Westfalen-Lippe, acht im Rheinland. 
Die Geschäfte der Schiedsstelle-KHG Rheinland werden bei 
der Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen (KGNW) 
geführt. 

Wesentliche Streitpunkte bei diesen Verfahren waren:

• die Gewährung von Zuschlägen für besondere Aufga-
ben von Zentren (insbesondere von Brustzentren)

• die Zuordnung der jeweiligen Krankenhäuser zu einer 
Notfallstufe nach der Notfallstufenvergütungsverein-
barung

• die Gewährung von Zuschlägen für Maßnahmen zur 
Verbesserung der Vereinbarkeit von Pfl ege, Familie und 
Beruf

• die Anwendung einer Anpassungsregelung bei der Ver-
einbarung von Vergütungen für die Leistungen sozial-
pädiatrischer Zentren im Zusammenhang mit der Coro-
na-Pandemie

Die Verfahren hatten zum Teil ihre Ursprünge in vergangenen 
Jahren: Vor der Schiedsstelle-KHG Westfalen-Lippe waren 
2021 insgesamt zwei Verfahren aus den Jahren 2020 und 2021 
anhängig. Davon wurde ein Verfahren durch Festsetzungs-
beschluss der Schiedsstelle abgeschlossen. Ein weiteres 
Verfahren konnte 2021 nicht mehr zum Abschluss gebracht 
werden. Bei der Schiedsstelle-KHG Rheinland waren 2021 
insgesamt acht Verfahren aus den Jahren 2015 bis 2021 an-
hängig. Davon wurden zwei Verfahren durch Festsetzungs-
beschluss der Schiedsstelle abgeschlossen. Drei Verfahren 
wurden nach mündlicher Verhandlung vor der Schiedsstelle 
für die Dauer von sechs Wochen ausgesetzt, um den Parteien 
Gelegenheit zu geben, mit dem Ziel einer Einigung nochmals 
in Verhandlungen einzutreten. Aufgrund der nachfolgenden 
Einigung der Vertragsparteien für die Budgetjahre 2015 bis 
2017 wurden die Verfahren auf Antrag der Parteien so lange 
ruhend gestellt, bis die Genehmigung der entsprechenden 
Budgetvereinbarungen durch die Bezirksregierung rechts-
wirksam geworden ist. Ein weiteres Verfahren ruht ebenfalls 
auf Antrag der Vertragsparteien. Zwei Verfahren konnten 
2021 nicht mehr abgeschlossen werden.

Schiedsstelle-KHG Westfalen-LippeVerfahren Schiedsstelle-KHG Rheinland 

100 % = 2
Verfahren

50 %
(5 von 10)

100 % = 8
Verfahren

25 %
(2 von 8)

25 %
(2 von 8)

37,5 %
(3 von 8)

12,5 %
(1 von 8)

10 %
(1 von 10)

Verfahren durch Festsetzungsbeschluss der Schiedsstelle abgeschlossen

nach mündlicher Verhandlung durch Einigung der Vertragsparteien beendet

Verfahren ruht auf Antrag der Vertragsparteien

nicht abgeschlossen

Schiedsstellen-KHG



46 I 2021Klimaveränderung und die Folgen

Hochwasserkatastrophe 2021

„Das Wasser stand bis zu 1,50 Meter hoch ...“

In einigen Regionen in Deutsch-
land kam es im Juli 2021 zu 
schweren Unwettern. Nach star-
ken Niederschlägen traten vom  
12. Juli 2021 bis zum 19. Juli 2021 
fast alle Nebenflüsse des Rheins 
und viele von deren Nebenflüs-
sen und -bächen über die Ufer. 
Der Starkregen löste Sturzfluten 
und massive Überschwemmun-
gen aus.

  
In Nordrhein-Westfalen (NRW) wa-
ren bis zum 16. Juli 25 Kreise und 
kreisfreie Städte besonders vom 
Hochwasser betroffen. Aufgrund der 
Überschwemmungen fiel in einigen 
Orten über mehrere Tage lang der 
Strom aus. Vielerorts mussten Men-
schen ihre Häuser verlassen oder 
wurden evakuiert. Stark betroffen 
waren vor allem Euskirchen, Rhein-
bach, Swisttal, Stolberg, Erftstadt, 
Bad Münstereifel, Hagen und Alte-
na sowie einige Orte im Bergischen 
Land. Das Hochwasser traf mehrere 
Krankenhäuser in NRW zum Teil so 
schwer, dass die Kliniken ihre Arbeit 
als Teil der wichtigsten Infrastruktur 
zunächst einstellen mussten. Einige 
Häuser mussten teilweise oder sogar 
vollständig evakuiert werden und 
erlitten gravierende Schäden in der 

Gebäudesubstanz. In NRW waren 
besonders das St. Antonius Hospi-
tal Eschweiler, das Marien-Hospital 
in Erftstadt sowie das Klinikum Le-
verkusen schwer betroffen. Es ent-
standen Schäden in zweistelliger 
Millionenhöhe. Weitaus tragischer 
und schwerwiegender waren die 
weitreichenden Einschränkungen 
der stationären Versorgung. Glück-
licherweise konnten die evakuierten 
Patientinnen und Patienten in um-
liegenden Krankenhäusern weiter 
versorgt werden.

Von den 341 Krankenhäusern in NRW 
waren weitere 65 Krankenhäuser in 
den Bezirksregierungen Arnsberg, 
Düsseldorf, Köln und Münster leicht 
von Unwetterschäden betroffen. 
Durch das Hochwasser fiel dort zum 
Beispiel teilweise und kurzzeitig 
die Energieversorgung aus, oder es 
waren einzelne Bereiche nicht mehr 
nutzbar. Die Evakuierung ganzer Ge-
bäude war in diesen Häusern nicht 
nötig. Die stationäre Versorgung der 
Patientinnen und Patienten konnte 
aufrechterhalten werden. Die um-
liegenden, nicht direkt vom Hoch-
wasser betroffenen Krankenhäuser 
unterstützten unmittelbar. Sie nah-
men evakuierte Patientinnen und 
Patienten, aber auch Menschen aus 
Alten- und Pflegeheimen auf. Zudem 

übernahmen sie weitere Teilgebiete 
in der Notfallversorgung. Bei medi-
zinischer Notwendigkeit sprangen 
andere Häuser sogar ein, um geplan-
te Operationen nicht verschieben zu 
müssen.

Die KGNW bemühte sich auf Lan-
desebene und zusammen mit der 
Deutschen Krankenhausgesellschaft 
(DKG) auf Bundesebene um finanzi-
elle Unterstützung der betroffenen 
Kliniken. Das Land NRW beschloss 
am 22.07.2021 ein Soforthilfepaket 
für betroffene Bürgerinnen und 
Bürger, Unternehmen, die Landwirt-
schaft sowie Kommunen in Höhe von 
200 Millionen Euro. Der Bund ergänz-
te die Soforthilfe um weitere 200 Mil-
lionen Euro. Mitte September einig-
ten sich Bundestag und Bundesrat 
auf den Aufbaufonds 2021, der rund 
12,3 Milliarden Euro für NRW vorsah. 
Krankenhäuser, die wegen schwers-
ter Schäden nur langsam und schritt-
weise – oder sogar erst nach einigen 
Monaten – die Krankenversorgung 
wieder aufnehmen konnten, muss-
ten dringend wirtschaftlich abgesi-
chert werden. Daher setzte sich die 
KGNW dafür ein, dass den Häusern 
kurzfristig Hilfen für den Wiederauf-
bau gewährt wurden.

Land unter am Klinikum Leverkusen – die Einsatzkräfte der 
Feuerwehr versuchen das Schlimmste zu verhindern 

Am Marien-Hospital in Erftstadt stieg das Wasser so 
schnell, dass die Patientinnen und Patienten mit Contai-
nerfahrzeugen evakuiert werden mussten

Berge von Schlamm und Krankenhausinterieur vor dem  
St. Antonius-Hospital Eschweiler
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Interview:
Drei Fragen an Herrn Jakob-Josef Schall, Verwaltungsdirektor am Marien-Hospital Erftstadt-Frauenthal

Herr Schall, das Marien-Hospital Erftstadt galt als eines der Kranken- 
häuser in Nordrhein-Westfalen, die am schwersten vom Hochwasser 
betroffen waren. Können Sie kurz das Ausmaß der Zerstörung im Marien-
Hospital beschreiben?

Schall: Nachdem bereits die Kellerräume des Marien-Hospitals durch den starken 
Wasseranstieg des Mühlenbachs überflutet waren, wurde das gesamte Kranken-
haus am 15. Juli von zwei Flutwellen – aus der Erft und dem Mühlenbach – über-
schwemmt. Das Marien-Hospital wurde in einer ebenerdigen Bauweise errichtet. 
Das Wasser stand bis zu 1,50 Meter hoch in sämtlichen Stationen und Funktionsab-
teilungen. Etliche medizin-technische Geräte wie CT, Linksherzkathetermessplatz, 
konventionelles Röntgen, C-Bögen und Gastroenterologie-Türme waren nicht mehr 
betriebsbereit und mussten entsorgt werden. Auch die Grundausstattung, zum 
Beispiel Betten und Nachtschränke, wurde zu einem großen Teil vernichtet. Hinzu 
kommen die Schäden im und am Gebäude. Zwar ist die Bausubstanz nicht betrof-
fen, aber die Ständerwerke, Türen und der Estrich müssen erneuert werden. Das 
Haus wurde von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie freiwilligen Helfern 
oberflächlich trockengelegt und ausgeräumt.

Können Sie die Schäden schon beziffern?

Schall: Der gesamte Schaden beläuft sich auf rund 40 Millionen Euro. Ungefähr 80 
Prozent können voraussichtlich durch den Aufbauhilfefonds des Bundes und der 
Länder abgedeckt werden. Die Versicherungen tragen bis zu 15 Millionen Euro. Zu-
dem haben uns einige Spenden aus dem gesamten Bundesgebiet und dem benach-
barten Ausland erreicht, wodurch rund 500.000 Euro zusammengekommen sind. 
Wir haben eine große Solidarität aus der Bevölkerung erfahren. Wenige Tage nach 
dem Wassereinbruch erhielten wir die Zusage vom NRW-Gesundheitsminister Karl-
Josef Laumann, unser Haus werde nicht schließen müssen. Diese politische Zusage 
ist wichtig, denn ohne die finanziellen Mittel aus dem Wiederaufbaufonds können 
wir die Schäden nicht beheben. 

Wie sieht es derzeit aus? Welche Bereiche konnten Sie bis Ende 2021 schon 
wieder in Betrieb nehmen? 

Schall: Nach der Renovierung können wir voraussichtlich ab Juli 2022 die Notfall-
ambulanz wieder öffnen. Mit der kompletten Öffnung des Krankenhauses rechnen 
wir derzeit nicht vor Januar 2023. Bis dahin werden sukzessiv weitere Funktionsbe-
reiche und Stationen hinzukommen.

In der Eingangshalle am Marien-Hospital Erftstadt-Frauenthal zeigte sich 
das Ausmaß der Zerstörung durch die Wassermassen

Stärkung für die vielen Helferinnen und Helfer, die das Krankenhaus in Erftstadt von 
Schlamm und Zerstörung befreiten, in der provisorischen Essensausgabe 

Jakob-Josef Schall, Verwaltungsdirektor 
am Marien-Hospital Erftstadt-Frauenthal
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Wenn es um Umwelt- und Klimaschutz in den Krankenhäusern geht, hat 
sich ein Projekt ganz besonders profiliert: KLIK green. Als Initiative des 
BUND für Umwelt und Naturschutz Berlin e.V. (BUND Berlin e.V.), des Uni-
versitätsklinikums Jena (UKJ) und der KGNW weist es den Kliniken seit 
dem 1. Mai 2019 den Weg zur Klimaneutralität. KLIK green qualifiziert 
Fachkräfte der teilnehmenden Krankenhäuser zu zertifizierten Klimama-
nagerinnen und -managern und unterstützt in der Umsetzung konkreter 
Klimaschutzmaßnahmen in den Häusern. Die Pandemie verlangsamte im 
Jahr 2020 den Projektfortschritt noch. Im April 2021 jedoch konnten die 
Projektpartner verkünden, dass ein erstes Ziel erreicht wurde: Deutsch-
landweit nahmen von nun an 250 Krankenhäuser und Reha-Kliniken an 
KLIK green teil. Allein aus Nordrhein-Westfalen machen neben zwölf Re-
ha-Einrichtungen insgesamt 57 Krankenhäuser mit. Das ist jedes sechste 
NRW-Krankenhaus.

Das KLIK green Netzwerk wuchs und gewann an Vielfalt: Alle Berufs-
gruppen, die üblicherweise an einer deutschen Klinik arbeiten, sind seit 
2021 darin vertreten. Eine Zwischenbilanz zum Jahresende unterstreicht 
den Erfolg des Projektes: Bis Dezember 2021 wurden 553 Klimaschutz-
maßnahmen umgesetzt. Dazu gehört zum Beispiel der Austausch von 
Leuchtmitteln gegen LED, die Einrichtung einer bedarfsgerechten Lüf-
tung sowie die Vermeidung, Reduzierung und Wiederverwendung klima-
schädlicher Narkosegase. Zusammen werden so voraussichtlich 140.000 
Tonnen an Treibhausgasen einspart. Die Förderung der Nationalen Kli-
maschutzinitiative des Bundesumweltministeriums läuft am 30. April 
2022 aus. Der BUND und die KGNW arbeiten bereits an einem Konzept, 
um das Netzwerk auch nach Projektende im kommenden Frühjahr weiter 
zu begleiten.

KLIK green – weiterhin ein  
großer Erfolg

Eine erfolgreiche Zwischenbilanz konnte das „KLIK green“-Projektteam zum Ende des Jahres 2021 in Düssel-
dorf ziehen: (v. l. n. r.) Svenja Künstler (BUND Berlin e.V.), Friedhelm Beiteke (KGNW), Annegret Dickhoff 
(BUND Berlin e.V.), Dr. Nicole Rogge (BUND Berlin e.V.), Eva Loy (BUND Berlin e.V.) 

„KLIK green“ läuft im kommenden Jahr aus 

Klimatechnische Weiterentwicklung 
der KGNW-Geschäftsstelle

Die KGNW macht sich klimatechnisch 
fit: Zukünftig werden die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter sowie die Gäste der 
KGNW bis zu 15 Elektrofahrzeuge gleich-
zeitig direkt an der Geschäftsstelle laden 
können. Darüber hinaus wird die Voraus-
setzung für die Installation einer Photo-
voltaikanlage geprüft. Die Anlage soll die 
Stromversorgung der Geschäftsstelle 
und damit auch die Ladeinfrastruktur 
unterstützen. Der Bau soll im Jahr 2022 
beginnen.
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Markus Kimmeskamp hat sich im Rah-
men des Projekts „KLIK green" zum 
Klimamanager ausbilden lassen. Als 
erfahrener Energiemanager kümmert 
er sich seit über 22 Jahren in den Mär-
kischen Kliniken um Energie-Optimie-
rungsmaßnahmen. 

Können Sie einen kurzen Einblick in 
Ihre Arbeit geben? Welche Aufgaben 
hat ein Klimamanager?

Kimmeskamp: Den Schwerpunkt 
meiner Tätigkeiten bildet der Be-
reich der Energieversorgung. Zum 
einen liegt der Fokus auf der Redu-
zierung des Energiebedarfs durch 
Umsetzung von Energieeinsparmaß-
nahmen und zum anderen auf der 
Optimierung der Energieerzeugung. 
Durch die Ausgliederung unserer 
vier Heizwerke in eine eigenstän-
dige Energiegesellschaft innerhalb 
der Gesundheitsholding haben wir 
die Energieerzeugung langfristig gut 
aufgestellt. Neben den technischen 
Aspekten wie dem Betrieb von Eigen-
erzeugungsanlagen und dem Vorhal-
ten von Redundanzen zur Erhöhung 
der Versorgungseinheit gewinnen 
die gesetzlichen und steuerrechtli-
chen Vorgaben stetig an Bedeutung. 
Ein gutes Zusammenspiel zwischen 
der Energieerzeugung und den Ver-
brauchern ist die Basis für eine hohe 
Energieeffizienz. Da die Energiever-
sorgung eine wichtige Rolle beim Kli-
maschutz einnimmt, ist es sinnvoll, 
die Funktion des Klimamanagers mit 
der des Energiemanagers zusammen-
zuführen. 

Zusätzlich ist die Unterstützung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
aus den anderen relevanten Berei-
chen ganz wesentlich. Denn: Klima-
schutz ist immer Teamarbeit. Daher 
war der Aufbau einer klinikinternen 
Arbeitsgruppe wichtig. Die Gruppe 
setzt sich bei uns zusammen aus 15 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
aus allen klimarelevanten Unter-
nehmensbereichen: Medizincontrol-
ling, Einkauf, IT, Speiseversorgung, 
Entsorgung, den Märkischen Senio-
renzentren und Reha-Kliniken, den 

Wirtschaftsdiensten Hellersen 
WIDI, Stadtklinik Werdohl, aus 
Vertretern des ärztlichen und 
pflegerischen Dienstes und 
des Betriebsrates sowie der 
Unternehmenskommunika-
tion. Zu Beginn haben wir 
die Köpfe zusammengesteckt 
und beraten, in welchen Be-
reichen wir das größte Poten-
zial sehen und mit welchen 
Maßnahmen wir starten können. 
Dabei ist uns sehr wichtig, dass alle 
Beschäftigten ihre Ideen zum Klima-
schutz einbringen können.

Welche Klimaschutzmaßnahmen 
haben Sie umgesetzt und welche 
Klimaschutzmaßnahmen waren hin-
sichtlich der Einsparung von C02-
Äquivalenten besonders effektiv?

Kimmeskamp: Wir haben im Zuge 
von „KLIK green“ einen Maßnahmen-
plan mit 25 Einzelmaßnahmen auf-
gestellt. Dabei stammen etwa 50 Pro-
zent der Vorhaben aus dem Bereich 
der Energieversorgung. Die anderen 
Aufgaben betreffen die Bereiche 
Mobilität, Beschaffung, Entsorgung 
und Speisenversorgung. Das sind so-
wohl investive als auch gering-inves-
tive Maßnahmen, die in Summe 925 
Tonnen CO2-Äquivalente pro Jahr ein-
sparen. Das größte Einsparpotenzial 
stammt aus dem Bereich Energie: die 
Optimierung der Dampfversorgung, 
der Austausch von Beleuchtung, eine 
Dachsanierung und die hydraulische 
Optimierung sind hier zu nennen. 
Aber auch die Maßnahmen aus den 
anderen Bereichen haben einen er-
heblichen und nachhaltigen Einfluss 
auf die Umwelt. Oft geht es dabei 
um das Nutzerverhalten, womit ein 
grundsätzliches Umdenken aller 
einhergeht. Daher spielt eine gute  
Unternehmenskommunikation eine 
wesentliche Rolle. Beispielsweise ha-
ben die Mitarbeiter Informationen 
zur Reduzierung ihres CO2-Bedarfs 
erhalten. Und auch die Umstellung 
bei der Speisenversorgung in der Per-
sonalcafeteria führt zu mehr Nach-
haltigkeit.

 
 

 

Das Projekt „KLIK green“ läuft Ende 
April 2022 aus. Was waren bisher die 
wichtigsten Lehren und Erfahrungen, 
die Sie gesammelt haben?

Kimmeskamp: Der Austausch mit den 
anderen Klimamanagerinnen und Kli-
mamanagern im Projekt sowie die Zu-
sammenarbeit mit der Arbeitsgruppe 
in unserem Haus ist sehr wichtig, um 
Ideen zu sammeln und die Maßnah-
men umzusetzen. Nur in dieser Team-
arbeit sind die einzelnen Aufgaben zu 
bewältigen. Dieses Netzwerk bleibt 
hoffentlich nach Projektende erhal-
ten. Innerbetrieblich steht und fällt 
Klimaschutz im Krankenhaus mit der 
Geschäftsführung. Das Krankenhaus-
management muss mit dem Klimama-
nagement gut zusammenarbeiten. 
Das Ziel der Klimaneutralität und die 
Schritte dorthin müssen Teil der Ge-
samtunternehmensstrategie werden. 
Selbstverständlich hat die Einspa-
rung von Treibhausgasen zusätzlich 
eine finanzielle Dimension. Wir konn-
ten zeigen, dass viele Klimaschutz-
maßnahmen schon mit gering-inves-
tivem Aufwand umsetzbar sind. Jeder 
kann mit diesen Schritten starten. 
Gleichzeitig müssen wir aber auch 
feststellen: Die größte Einsparung 
von Treibhausgasen wird mit hoch in-
vestiven Maßnahmen erreicht. Wenn 
wir Klimaneutralität erreichen wol-
len, brauchen die Krankenhäuser des-
halb finanzielle Unterstützung.

Drei Fragen an den Klimamanager Markus Kimmeskamp

Klimaneutralität braucht Investitionen

Markus Kimmeskamp steuert die Klimaschutzmaßnah-
men mit einem 15-köpfigen Team an den Märkischen 
Kliniken
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Digitalisierung der NRW-Krankenhäuser 

Lang geforderter „Digital Boost“ kommt

Das Management von Informations- und Medizintechnik im 
Krankenhaus gewinnt rasant an Komplexität. Damit stei-
gen auch die Anforderungen an die zuständigen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter und deren fachliches Informations-
bedürfnis. Das spiegelte eindrucksvoll zum Jahresauftakt 
Mitte Januar 2021 die 7. Fachtagung „Praxisdialog Informa-
tions- und Medizintechnik im Krankenhaus“ wider. Rund 
145 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus Krankenhäusern, 
Industrie und Selbstverwaltung waren dabei, zum ersten 
Mal in virtueller Form. Dabei drehte sich alles um die Her-
ausforderungen im abgelaufenen Jahr 2020, insbesondere 
die Corona-Pandemie, um den Schutz der Informationstech-
nik gegen Cyberangriffe, vor allem aber um den mit dem 
Krankenhauszukunftsgesetz (KHZG) verfügbaren Digitali-
sierungsschub. Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales (MAGS) informierte erstmals über KHZG-Planung 
und -Umsetzung in NRW. KGNW-Geschäftsführer Matthias 
Blum sagte dazu: „Mit dem KHZG und dem Krankenhauszu-
kunftsfonds zeigen Bundes- und Landesregierung, dass sie 
verstanden haben, dass die Binnendigitalisierung der Kran-
kenhäuser vor einer Einbindung in eine digital vernetzte Ge-
sundheitsversorgung stehen muss. Sie machen auch deut-
lich, welchen Stellenwert sie inzwischen der Digitalisierung 
in den Krankenhäusern beimessen. Der von DKG und KGNW 
lang geforderte Digital Boost kommt.“ 900 Millionen Euro 
stehen dafür bis Ende 2024 zur Verfügung. In NRW kommt 
das Sonderinvestitionsprogramm Krankenhäuser 2020 in 
Höhe von 750 Millionen Euro dazu. Diese Mittel können 
sowohl in Verbesserungen beim Brandschutz und bei den 
sanitären Einrichtungen als auch in die IT-Infrastruktur in-
vestiert werden. Bei der KGNW begleitet das Referat „Quali-
tätsmanagement, IT und Datenanalyse“ die Krankenhäuser 
in Nordrhein-Westfalen in diesem Bereich.

Digitale Vernetzung der Gesundheitsversorgung 

Eine digital vernetzte Versorgung ist ohne Krankenhäuser 
nicht vorstellbar. Gleichzeitig unterliegen ihre IT-Systeme 
hohen Datenschutz- und Datensicherheitsanforderungen. 
Zum 31. Dezember 2020 mussten deshalb alle Krankenhäu-
ser an die Telematikinfrastruktur (TI) angeschlossen sein. 
Die ersten konkreten Anwendungen waren mit dem Not-
falldatenmanagement (NFDM), dem elektronischen Me-
dikationsplan (eMP) und der Kommunikation im Medizin-
wesen (KIM) bereits 2020 gestartet. Ziel des Gesetzgebers 
war es, Gesundheitsdaten zur umfassenden Behandlung 
von Patientinnen und Patienten sicherer und einfacher, lü-
ckenloser und schneller verfügbar zu machen und zwischen 
den Behandelnden austauschen zu können. Digitale Infor-
mationen sollen Versorgungs- und Verwaltungsprozesse für 
die an der Behandlung beteiligten Akteurinnen und Akteure 
transparenter und effi zienter machen. 

Kehrseite der Medaille: Sofern Krankenhäuser mit Frist 31. 
Dezember 2021 nicht am Online-Abgleich der Versicherten-
daten (VSDM) für die vertragsärztlichen Leistungsbereiche 
teilnahmen, mussten sie mit einer 2,5-prozentigen Kür-

zung der vertragsärztlichen Vergütung rechnen. Weiterhin 
hatten sich die vertragsärztlichen Leistungsbereiche der 
Krankenhäuser bis zum 1. Juli 2021 mit den zum Anschluss 
an die elektronische Patientenakte (ePA) erforderlichen 
Komponenten und Diensten auszustatten: Ansonsten 
drohte eine Ein-Prozent-Kürzung des Rechnungsbetrags. 
Für die stationären und teilstationären Leistungsbereiche 
musste der Anschluss an die ePA spätestens zum Jahresen-
de 2021 erfolgt sein. Andernfalls war auch hier ein Abschlag 
in Höhe von einem Prozent des Rechnungsbetrags für jeden 
voll- und teilstationären Fall vorgesehen. Mit Inkrafttreten 
des Digitale-Versorgungs-und-Pfl ege-Modernisierungs-Ge-
setzes (DVPMG) wurde die Sanktionierung bezüglich des 
Versichertenstammdatenabgleichs und des Anschlusses an 
die elektronische Patientenakte (ePA) auf den 1. Januar 2022 
verschoben, um den besonderen Herausforderungen der Co-
rona-Pandemie Rechnung zu tragen.

Die Gesamtverantwortung für die TI als zentrale Plattform 
für digitale Anwendungen im deutschen Gesundheitswe-
sen trägt die „gematik“. Eine der zentralen TI-Anwendungen 
wird „Kommunikation im Medizinwesen“ (KIM), ein sicherer 
E-Mail-Dienst mit geprüften Adressen für die Gesundheits-
versorgung, sein. Die KGNW ist in der „Arbeitsgruppe KIM“ 
der gematik vertreten. Mit KIM lassen sich sämtliche für die 
Behandlung von Patientinnen und Patienten notwendigen 
Informationen sicher austauschen. Nachrichten, die über 
KIM verschickt werden, werden idealerweise automatisch 
vom Praxisverwaltungs- oder Krankenhausinformationssys-
tem ausgelesen und den Mitarbeitenden zur weiteren Be-
arbeitung bereitgestellt. In der Praxis erfolgt die Verteilung 
derzeit häufi g noch „manuell“. Im Berichtszeitraum im Au-
gust 2021 waren zunächst rund 34.000 KIM-Adressen der Leis-
tungserbringer eingetragen. 140.000 Nachrichten wurden 
zum damaligen Zeitpunkt via KIM versendet und empfangen.

Notfalldatenmanagement (NFDM)

Schnell abrufbare Informationen über den Gesundheitszu-
stand der Patientinnen und Patienten können im Notfall 
lebensrettend sein – insbesondere, wenn Patientinnen oder 
Patienten nicht mehr ansprechbar sind. Deshalb können sie 
wichtige Infos für den Ernstfall auf ihrer Gesundheitskarte  
(Bild) hinterlegen lassen.



I 512021 Digitalisierung und Informationssicherheit

Q1
Start der Ein-
führungs- und
Testphase

in ausgewählten Praxen

nach erfolgreicher Testphase

in Praxen Apotheken Krankenhäusern

Q2
Start der Rollout-Phase

Q3 + Q4
Flächendeckende Vernetzung

ePA 2021

ePA

Elektronische Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (eAU)

Vom 1. Oktober 2021 an waren die Krankenhäuser verpfl ich-
tet, eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung ihrer Patientin-
nen und Patienten elektronisch mittels KIM zu versenden. 
Aufgrund zahlreicher technischer Probleme gab es bis Ende 
2021 eine Übergangsregelung, falls ein elektronischer Ver-
sand nicht möglich war. In diesem Fall durften Kliniken wei-
terhin das gelbe Papierformular (Muster 1) nutzen.

E-Rezept und E-Medikationsplan

Das E-Rezept gilt für die Verschreibung von Arzneimitteln 
zulasten der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV). Es 
soll also künftig bei allen gesetzlich Krankenversicherten 
das „rosa Papierrezept“ für alle Verordnungen verschrei-
bungspfl ichtiger Arzneimittel ablösen. Das gilt auch in 
Krankenhäusern. Geplant war, es nach einer Testphase ab 
1. Juli 2021 in Berlin und Brandenburg per 1. Oktober 2021 
bundesweit auf freiwilliger, per 1. Januar 2022 auf verpfl ich-

tender Basis einzuführen. Die ursprünglich dreimonatige 
Testphase verlängerte die „gematik“ im September zu-
nächst bis Jahresende, im Dezember dann noch einmal über 
den Jahreswechsel hinaus, dann auch bundesweit.

In einer zukünftigen Ausbaustufe sollen Krankenversicher-
te die Infos aus dem E-Rezept automatisiert in ihre elektro-
nische Patientenakte (ePA) übernehmen können. Darüber 
hinaus gibt es seit 2020 den elektronischen Medikations-
plan (E-Medikationsplan oder eMP). Er unterstützt Ärztin-
nen und Ärzte sowie Apothekerinnen und Apotheker dabei, 
die einzelnen Medikamente besser aufeinander abzustim-
men. So lassen sich Wechselwirkungen und Risiken durch 
Allergien vermeiden. Der E-Medikationsplan wird aktuell 
auf der Gesundheitskarte der Versicherten gespeichert. Ab 
2023 soll das in einem Online-Fachdienst der Krankenkasse 
geschehen. Schon vorher ist eine zusätzliche Ablage in der 
elektronischen Patientenakte möglich.

Elektronische Patientenakte (ePA)

Die elektronische Patientenakte (ePA) enthält Arztbriefe, 
Befunde sowie Mutter- und Impfpass. Sie verschafft Ärz-
tinnen und Ärzten einen schnellen Überblick über den Ge-
sundheitszustand ihrer Patientinnen und Patienten. Nur 
diese entscheiden jedoch, welche Dokumente sie wem zur 
Einsicht freigeben. Praxen, die Krankenhäuser und Apothe-
ken können Dokumente in die ePA einstellen. Krankenkas-
sen können lediglich Informationen wie Abrechnungsdaten 
(„Patientenquittung“) in die ePA schreiben, haben jedoch 
keine Einsicht. Die ePA-Testphase lief seit Januar 2021 in 
ausgewählten Praxen und Krankenhäusern. Für Ärztinnen 
und Ärzte ist die ePA-Einführung mit aufwendigen Informa-
tionspfl ichten gegenüber Patientinnen und Patienten ver-
bunden.
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Die Abhängigkeit klinischer Prozesse von digitaler Unter-
stützung ruft nach wie vor Kriminelle auf den Plan. Ob-
wohl die Krankenhäuser in NRW nach KGNW-Kenntnis-
stand ihre Sicherheitsmaßnahmen weiter dem Stand der 
Technik angepasst haben, kam es auch 2021 zu Cyberat-
tacken. Im März wurde beispielsweise das Evangelische 
Krankenhaus Lippstadt Opfer einer Ransomware-Attacke. 
Hier gelang es den im Krankenhaus Verantwortlichen re-
lativ schnell, die Datensicherungen wieder einzuspie-
len und sukzessive zum Normalbetrieb zurückzukehren. 

„Die Gefahr einer Bedrohung durch Cyberan-
griffe für Krankenhäuser ist groß“

(Burkhard Fischer, Leiter des Referats „Qualitätsma-
nagement, IT und Datenanalyse“ der KGNW)

Bei der fortschreitenden Digitalisierung die Vertraulich-
keit, Integrität und Verfügbarkeit von Daten und Infor-
mationssystemen sicherzustellen, bleibt eine ständige
Herausforderung. Neben der Cyber-Abwehr stehen Patien-
tinnen- sowie Patientensicherheit und Betriebsausfallkon-
zepte hierbei im Vordergrund.

Informationssicherheit für Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit 

Darüber hinaus gilt ab 1. Januar 2022 der neue § 75c SGB V. Dieses Gesetz betrifft auch Nicht-KRITIS-Häuser. 
Danach sind Krankenhäuser verpfl ichtet, „nach dem Stand der Technik angemessene organisatorische und tech-
nische Vorkehrungen zur Vermeidung von Störungen der Verfügbarkeit, Integrität und Vertraulichkeit sowie 
der weiteren Sicherheitsziele ihrer informationstechnischen Systeme, Komponenten oder Prozesse zu treffen, 
die für die Funktionsfähigkeit des jeweiligen Krankenhauses und die Sicherheit der verarbeiteten Patienten-
informationen maßgeblich sind. Organisatorische und technische Vorkehrungen sind angemessen, wenn der 
dafür erforderliche Aufwand nicht außer Verhältnis zu den Folgen eines Ausfalls oder einer Beeinträchtigung 
des Krankenhauses oder der Sicherheit der verarbeiteten Patienteninformationen steht. Die informationstech-
nischen Systeme sind spätestens alle zwei Jahre an den aktuellen Stand der Technik anzupassen.“ 

Nächste KRITIS-Nachweisrunde und der neue § 75c SGB V

Das Bundesministerium des Inneren wertet zugelassene 
Krankenhäuser mit einer jährlichen vollstationären Fallzahl 
von mehr als 30.000 als kritische Infrastruktur. Verbunden 
damit ist die gesetzliche Verpfl ichtung zur Gewährleistung 

einer erhöhten lT-Sicherheit. 2021 stand die zweite Nach-
weisrunde für alle KRITIS-Krankenhäuser, auch in Nord-
rhein-Westfalen, auf der Agenda. 

Die NRW-Kliniken mussten also 2021 aktiv werden und prü-
fen, ob ihre Informationssicherheit dem Stand der Technik 
entsprach, und wo dies noch nicht der Fall war, organisato-
rische und technische Maßnahmen vorbereiten und durch-
führen. Dabei können auch die Nicht-KRITIS-Krankenhäuser 
sich am sogenannten „B3S“ orientieren. Den „Branchenspe-
zifi schen Sicherheitsstandard“ für KRITIS-Krankenhäuser 
legte die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) 2019 
dem Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik 

(BSI) vor, das noch im gleichen Jahr grünes Licht gab. Für die 
Umsetzung der neuen §-75-c-Regelung erstellte jetzt eine 
Arbeitsgruppe der DKG mit Unterstützung der Krankenhaus-
gesellschaft Nordrhein-Westfalen umfangreiche Umsetzungs-
hinweise. Dieses „Starter-Paket“ enthält Checklisten, Arbeits-
hilfen und zahlreiche Vorlagen. Wie groß das Interesse und 
der Erklärungsbedarf sind, zeigte sich bei einer Infoveran-
staltung der DKG im Dezember 2021: Daran nahmen rund 900 
Krankenhausbeschäftigte teil.

Burkhard Fischer, Leiter des Referats „Qualitätsmanagement, IT und Datenanalyse“ 
der KGNW
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Ohne Telemedizin ist ein zukunftsfähi- 
ges Gesundheitswesen kaum vorstell- 
bar. Einen Baustein stellt das Virtuelle 
Krankenhaus Nordrhein-Westfalen 
(VKh.NRW) dar. Es soll als digitale  
Plattform Krankenhäusern und nieder- 
gelassenen Ärzten den fachlichen Aus-
tausch ermöglichen und Angebote wie 
Telekonsile, elektronische Visiten, Video- 
sprechstunden, elektronische Fallakten 
sowie ein zentrales Verzeichnis spezia-
lisierter Leistungserbringer bereithal-
ten. Zu Pandemiebeginn im März 2020 
war die Vorstufe des VKh.NRW ge-
startet („Schnellstart“). Hierbei konn-
ten Krankenhäuser Telekonsile für 
intensivpflichtige COVID-19-Patien- 
tinnen und Patienten anfragen. 2021 
war geprägt von der Vorbereitung wei-
terer Startindikationen. Der ursprüng-
lich für Mitte 2020 geplante Start der 
ersten Stufe des Virtuellen Kranken-
hauses mit fünf Indikationen hatte 
sich dann jedoch aufgrund des Schnell-
starts und der generellen Situation 
der Corona-Pandemie verschoben. In-

zwischen sind die Indikationen Inten-
sivmedizin, Infektiologie, resektable 
Lebertumore, therapierefraktäre Herz-
insuffizienz und Seltene Erkrankun-
gen fachlich und organisatorisch vor-
bereitet. Nun kann nach Ausweisung 
der entsprechenden G-BA-Zentren 
durch das Land NRW sukzessive die Pi-
lotphase unter der Regie der Virtuelles 
Krankenhaus gGmbH erfolgen. 2021 
erreichte das Virtuelle Krankenhaus 
Nordrhein-Westfalen einen Meilen-
stein: Im Februar fand das 2.000. Tele-
konsil statt, Ende 2021 waren es dann 
schon weit über 3.000 Telekonsile.

Damit künftig immer mehr NRW- 
Kliniken Telekonsile und Televisiten 
durchführen können, stellte das Land 
Anfang 2021 Fördergelder für die An-
schaffung von Teilen der benötigten 
Videokonferenztechnik zur Verfü-
gung. Jedes Krankenhaus konnte sie 
für bis zu zwei Televisitenwagen be-
antragen – bis zu 80 Prozent der zu-
wendungsfähigen Gesamtausgaben 

bei einem Maximalbetrag in Höhe von 
5.000 Euro pro Wagen. Während der 
Visite ermöglicht es der Wagen, digital 
und ortsunabhängig Kontakt zu Fach-
ärztinnen und -ärzten bei der Behand-
lung aufzunehmen. Das Interesse der 
Krankenhäuser war hoch, weit über 
100 Krankenhäuser haben die Förde-
rung genutzt, welche damit vollstän-
dig ausgeschöpft wurde.

Mehr als 3.000 Telekonsile: Meilensteine beim Virtuellen Krankenhaus NRW

Televisitenwagen im Universitätsklinikum Münster 

Elektronische Fallakte (EFA)

Das Virtuelle Krankenhaus Nordrhein-
Westfalen nutzt die Elektronische 
Fallakte (EFA) als Kommunikations-
plattform für Leistungserbringer zu 
einem medizinischen Behandlungs-
fall. 2021 beauftragte das Virtuelle 
Krankenhaus NRW die Unternehmen 
Nexus Deutschland und RZV mit der 
Bereitstellung und dem Betrieb ihrer 
jeweiligen Elektronischen Fallakte. 
Die EFA wird von den Ärztinnen und 
Ärzten genutzt, um Befunde, OP-Be-
richte, Entlassbriefe oder Therapie-
pläne auszutauschen, und richtet 
sich an alle beteiligten Behandler 
in der ambulanten und stationären 
Versorgung. Die EFA, ab 2006 von 
mehreren Krankenhausträgern mit 
Unterstützung der Fraunhofer-Ins-
titute ISST in Dortmund und FOCUS 
in Berlin konzipiert, wurde auch 2021 
vom Verein Elektronische FallAkte  
e. V. kontinuierlich weiterentwickelt. 
Dem Verein gehören neben der Deut-
schen Krankenhausgesellschaft und 
der KBV unter anderem die beiden 
Kassenärztlichen Vereinigungen (KV) 
in NRW und die KGNW als Mitglied 

an. Sie bringen sich aktiv in die Arbeit 
des Vereins ein.
Auch das Projekt Optimal@NRW 
nutzt seit 2021 die EFA. Optimal@
NRW stellt ein intersektorales tele-
medizinisches Kooperationsnetzwerk 
dar, das von der Uniklinik RWTH Aa-
chen und der KV Nordrhein rund um 
die Uhr betrieben wird. Das Projekt-
ziel lautet, die Akutversorgung geria-
trischer Patientinnen und Patienten 

in ambulanter und stationärer Pflege 
zu verbessern. Dazu sind 25 beteiligte 
Pflegeheime mit technischen Früh-
warnsystemen ausgestattet. Diese 
enthalten einen „virtuellen digitalen 
Tresen“, der bei einer medizinischen 
Fragestellung in einer der teilneh-
menden Einrichtungen für eine Tele-
konsultation zur Verfügung steht.

„Wir konnten die EFA in vier Modell- 
regionen in verschiedenen sektoren- 
übergreifenden Vesorgungsszenarien 
erfolgreich erproben. Seit dem 30. 
März 2020 wird die EFA zudem in der 
Vorstufe des Virtuellen Krankenhau-
ses für intensivpflichtige COVID-19- 
Patientinnen und -Patienten einge-
setzt. Inzwischen mehr als 3.000 Tele-
konsile in dieser Vorstufe zeigen, dass 
die EFA dazu beitragen kann, eine 
qualitativ hochwertige Versorgung zu 
sichern. Und dass die elektronische 
Fallakte einen Platz in Ihrer Digital-
strategie verdient hat“, sagt KGNW-
Geschäftsführer Matthias Blum. 
Dabei ist die EFA keinesfalls in Kon-
kurrenz zur ePA zu sehen – im Gegen-
teil: „Wir sind davon überzeugt, dass 
es neben der ePA des Versicherten auf 
absehbare Zeit die elektronische Fall-
akte für eine vernetzte Versorgung 
braucht. Denn die elektronische Pa-
tientenakte wird die sichere digitale 
Kommunikation zwischen Arztpraxen 
und Krankenhäusern nicht kurzfristig 
sicherstellen können“, führt Matthias 
Blum aus.
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Noch 2020 war das Krankenhauszukunftsgesetz (KHZG) 
in Kraft getreten. Das KHZG treibt die Digitalisierung der 
Krankenhäuser voran. Durch den Krankenhauszukunfts-
fonds (KHZF) vom Bundesamt für Soziale Sicherung (BAS) 
werden Projekte mit einem Gesamtvolumen von bis zu 4,3 
Milliarden Euro gefördert. Dafür stellt der Bund 3 Milliarden 
Euro bereit, die Länder steuern weitere 1,3 Milliarden Euro 
bei. Das ermöglicht Krankenhäusern, in zukunftsweisende 
Notfallkapazitäten, in Digitalisierungsprojekte und in ihre 
IT-Sicherheit zu investieren. 15 Prozent der Fördermittel 

sind für die Verbesserung der Informationssicherheit einzu-
setzen. Für NRW werden bis zu 900 Millionen Euro an die 
Krankenhäuser ausgeschüttet. Den Eigenanteil in Höhe von 
270 Millionen Euro übernimmt das Land komplett. Somit 
müssen Kommunen und Krankenhausträger keinen solchen 
aufbringen. Krankenhäuser, die am Ende der Förderperiode 
in fünf zentralen Bereichen keinen hinreichenden Digitali-
sierungsgrad vorweisen können, sind ab 1. Januar 2025 mit 
einem Abschlag von bis zu zwei Prozent auf jede Kranken-
hausrechnung bedroht.

Zeitplan nach KHZG

Krankenhauszukunftsfonds (KHZG):
4,3 Milliarden Euro für die Kliniken

Zwischenfazit der KGNW-Initiative „Das digitale Krankenhaus“: Sie wirkt

Anlass bot die zweite Onlineerhebung der Geschäftsstelle. 
Hierfür wurden die Geschäftsführungen der NRW-Kranken-
häuser befragt, inwieweit die Initiative sie bei der Digitali-
sierung unterstützt hat, die vorgestellten Bausteine in der 
Initiative auch im Krankenhaus aktiv umgesetzt wurden und 
bereits einen Beitrag zur Digitalisierung geleistet haben. 

Die Befragung fand im Juli 2021 statt, rund ein Viertel der 
NRW-Krankenhäuser beteiligten sich. Fazit: Rund 75 Pro-
zent der Befragten sagten, dass der Digitalisierungsgrad in 
ihrem Haus seit Start der Initiative zugenommen habe. Zwei 
Drittel sahen die Pandemie als „Beschleuniger“. Zusammen-
fassend wurden die Inhalte der Initiative als wertvoll einge-

ordnet: Jeder Zweite gab an, dass sich das Verständnis von 
Digitalisierung durch die Initiative verändert habe. Etwa 50 
Prozent haben seit ihrem Start die Herangehensweise zum 
Vorantreiben der Digitalisierung in ihren Häusern geändert 
oder neue Strukturen dafür etabliert. Jeder Dritte teilte mit, 
bereits vorher entsprechende Strukturen etabliert zu ha-
ben. Somit verankerten insgesamt 84 Prozent der Befragten 
das Vorantreiben der Digitalisierung innerhalb ihrer Organi-
sation.

Die Initiative „Das digitale Krankenhaus“, die die KGNW 
2019 in Zusammenarbeit mit dem Fraunhofer ISST starte-
te, zog 2021 ein Zwischenfazit. 

„Das digitale Krankenhaus“

Über einen Zeitraum von etwa fünf Jahren möchte 
die KGNW die NRW-Kliniken anhand eines defi nier-
ten Zielbilds dabei begleiten, die Digitalisierung in 
ihren Häusern strategisch und operativ weiterzu-
entwickeln. So können die Krankenhäuser eine ak-
tive Rolle bei der Gestaltung der Digitalisierung in 
der Gesundheitsversorgung übernehmen.

2020 2021 2022 2023

Antrag auf Förderung bei BAS durch das Land

KHZG-Beschluss 
18.09.

IT-Dienstleister
berechtigt durch BAS 

01.01.

Erste Evaluierung
(Reifegrad) 

30.06.

Zweite Evaluierung
(Reifegrad) 

30.06.

Erstmalige Veröffentlichung der Angaben 
nach § 21 Krankenhausstrukturfonds-
Verordnung (KHSFV) Abs. 4 durch BAS 

28.02.

Bis 31. Dezember 2021 können die Länder Anträge beim BAS stellen

Maximale Prüfzeit nach Eingang der Bedarfsanmeldung drei Monate

Stellungnahme der Landesverbände der Krankenkassen und Ersatzkrankenkassen 
muss in dieser Zeit eingeholt worden sein

Maximal 15 Monate nach Bekanntgabe des Auszahlungsbescheids Einreichung 
des Bescheids des Landes über Förderung des beantragten Vorhabens beim BAS
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